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Forderungen der Arbeiterwohlfahrt nach mehr Solidarität in der Alterssicherung

Immer mehr Menschen müssen im Alter erfahren, 
was es heißt, nicht mehr aus eigener Kraft für sich 
sorgen zu können. Mit ihren vielfältigen Beratungs- 
und Betreuungsangeboten vor Ort erfahren die Ein-
richtungen der AWO dies früh und direkt. Die Bun-
deskonferenz der Arbeiterwohlfahrt hat sich 2012 
eingehend mit der Frage beschäftigt, wie Altersar-
mut akut bekämpft und langfristig verhindert wer-
den kann. Zu beachten ist, dass Armut ein hoch-
komplexes Phänomen ist, das über einfache 
Maßzahlen nur unzureichend abgebildet wird, zu-
mal die individuelle Armutssituation immer in ho-
hem Maße vom Haushaltskontext abhängt.

Die Bundesregierung legt ein Existenzminimum fest, 
indem es einen Steuerfreibetrag für Alleinstehende 
bestimmt (2013: 677 Euro im Monat). Zum anderen 
besteht nach der Definition durch die OECD (Organ-
isation for Economic Co-operation and Develop-
ment) Altersarmut für Alleinstehende bei einem 
Nettoeinkommen von weniger als 825 Euro. Hier 
wird das so genannte Nettoäquivalenzeinkommen 
als 60 Prozent des Medianeinkommens als Grenze 
herangezogen. Zum Vergleich: Der durchschnittliche 
Rentenzahlbetrag bei Altersrentenzugängen (netto 
vor Steuern) lag 2012 nach Angaben der Deutschen 
Rentenversicherung bei 718 Euro.

Derzeit sind Ängste um die eigene Zukunft im Alter 
eine zentrale Sorge der Menschen in Deutschland. 
Viele Menschen befürchten, mit ihren Einkommen 
aus gesetzlicher Rentenversicherung oder privaten 
Vorsorgen unter diese Beträge zu rutschen. Für sie 
gibt es als letzte Sicherung die Grundsicherung im 
Alter. Nach dem AWO Sozialbarometer vom Januar 
2013 haben 58 Prozent der Befragten Angst, von der 
eigenen Rente in Zukunft nicht den Lebensunterhalt 
bestreiten zu können. Beinahe zwei Drittel (63 Pro-
zent) haben die Sorge, ihre Mittel könnten später 
nicht ausreichen, um sich vor allem bei Pflegebe-
dürftigkeit eine angemessene Versorgung leisten zu 
können.1 

Diese Sorgen und Ängste sind berechtigt, denn es 
wird immer deutlicher, dass wir stellenweise einen 
massiven Abwärtstrend bei den Renten verzeichnen 

1 Befragt wurden 1 000 Personen ab 18 Jahren im Zeit-
raum 2.1.–3.1.2013. Die Studie wird monatlich von 
TNS Infratest im Auftrag des AWO Bundesverbandes 
durchgeführt, siehe auch AWO-Pressemitteilung vom 
14.1.2013.

müssen, der immer weitere Teile der Bevölkerung 
erfassen wird. Ursachen sind die Rentenreformen 
der vergangenen Jahre, eine Ausweitung des Nied-
riglohnsektors sowie eine Zunahme brüchiger Er-
werbsverläufe und atypischer Beschäftigung. 
Gleichzeitig wird die Gruppe der Älteren immer grö-
ßer. 

Dramatische Rentenentwicklung

Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV) sind und bleiben absehbar die wichtigste Ein-
kommensquelle im Alter. Das macht der Alterssiche-
rungsbericht der Bundesregierung 2012 einmal 
mehr deutlich. Der Bericht führt aus, dass die GRV im 
gesamten Bundesgebiet 75 Prozent aller Alterssi-
cherungsleistungen für über 65-Jährige ausmacht. 
Im Osten ist der Anteil der GRV am gesamten Leis-
tungsvolumen mit 98 Prozent noch höher als im 
Westen (71 Prozent). Betriebliche Altersvorsorge 
oder Zusatzversorgungen spielen beim Einkommen 
im Alter im Osten keine, im Westen eine geringe Rol-
le. Ähnliches gilt für privates Vermögen. Vermögens-
werte konzentrieren sich in hohem Maße gerade auf 
die Menschen, die vergleichsweise hohe Rentenan-
wartschaften besitzen (vgl. Steinke 2013). In Zu-
kunft sind hier Veränderungen zu erwarten, künfti-
ge Rentner/innen werden mehr Einkünfte aus 
privaten Versorgungen erwarten können. Im Westen 
ist eine höhere Bedeutung der Betriebsrenten ab-
sehbar. Aber zum einen werden Einkommen aus der 
GRV weiter die wichtigste Einnahmequelle im Alter 
bleiben. Zum anderen sind im Osten weit geringere 
Einkünfte aus Betriebsrenten und privat angespar-
tem Vermögen zu erwarten als im Westen.

Wie realistisch die negativen Erwartungen der Men-
schen sind, die das AWO-Sozialbarometer aufzeigt, 
wird erkennbar an den Zahlbeträgen für Neurent-
ner/innen – also dem Bruttoeinkommen der Rent-
nerinnen und Rentner. Diese sinken immer weiter 
ab. Wer erstmalig eine Rente erhält, liegt immer 
deutlicher unter den Zahlbeträgen, die langjährige 
Rentner/innen erhalten. 2010 lag die Differenz zwi-
schen Bestand und Neuzugängen im Osten bereits 
bei minus 182 Euro – Tendenz steigend (vgl. BAGSO 
2011). Jede Rentnerin bzw. jeder Rentner erhält so-
mit im Durchschnitt weniger Einkommen als die je-
weils älteren Pendants. Nominellen Anstiegen ste-
hen Preissteigerungen gegenüber, die insgesamt zu 
hohen Kaufkraftverlusten geführt haben, die in den 

I. Besorgniserregende Trends
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letzten zehn Jahren bei ca. 10 Prozent taxiert wer-
den können.

Die Rentenentwicklung hängt von vielen Faktoren 
ab. Die ökonomische Entwicklung spielt hier eine 
Rolle, ebenso wie politische Veränderungen in der 
Rentenversicherung, bei den staatlichen Transfer-
systemen und am Arbeitsmarkt. Trotz dieses Vorbe-
halts gegenüber Prognosen ist es alarmierend, dass 
das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
mit einem weiteren Absinken des durchschnittli-
chen Rentenniveaus rechnet. In Ostdeutschland ist 
zu erwarten, dass die durchschnittlichen Renten-
werte deutlich unter das Grundsicherungsniveau 
sinken werden. Die jüngsten vom DIW untersuchten 
Altersgruppen ostdeutscher Männer liegen bei ei-
nem durchschnittlichen Erwartungswert von um die 
600 Euro Renteneinkommen, das bedeutet einen 
Rückgang im Vergleich zu den älteren Kohorten um 
67 Prozent (vgl. Geyer/Steiner 2010).

Diese Entwicklung hat eine ganze Reihe von Grün-
den. Zum einen setzt die auf dem Äquivalenzprinzip 
fußende Rentenversicherung weiterhin auf stabile 
Erwerbsbiografien mit auskömmlichen Einkommen. 
Längere Erwerbslosigkeit, Beschäftigung im Niedrig-
lohnsektor, Beschäftigung in so genannten atypi-
schen Beschäftigungsverhältnissen wie Leiharbeit, 
Minijobs etc. sowie prekäre Selbstständigkeit bzw. 
Wechsel zwischen selbstständiger und abhängiger 
Beschäftigung sind immer häufigere Ursachen ge-
ringer Renteneinkommen im Alter. Simonson et al. 
(2012) zeigen in einer aktuellen Studie, dass im 
Zeitverlauf immer mehr Menschen von Teilzeit und 
Diskontinuitäten geprägte Erwerbsverlaufsmuster 
aufweisen. Dagegen nimmt der klassische Arbeit-
nehmer, der kontinuierlich vollzeitbeschäftigt ist 
und auf den die deutsche Rentenversicherung im 
Grunde setzt, über die betrachteten Kohorten hin-
weg immer mehr ab.

Zum anderen spielen die Reformen der letzten Jahre 
eine wichtige Rolle. Die große Rentenreform 2001 
markierte einen Paradigmenwechsel weg vom aus-
gabenorientierten Einnahmesystem hin zum ein-
nahmeorientierten Ausgabesystem. Nicht mehr die 
Alterssicherung stand im Vordergrund, sondern die 
Stabilisierung der Beitragshöhe angesichts des de-
mografischen Wandels. In diesem Zusammenhang 
wurden sogenannte Dämpfungsfaktoren in die Ren-
tenanpassungsformel eingebaut, die Beitragsstabi-
lität gewährleisten sollten, letztlich aber massiv da-

zu beigetragen haben, dass die Sorge um die 
Alterssicherung wächst. Riester-Faktor, Nachhaltig-
keitsfaktor und Ausgleichsfaktor (oder Nachholfak-
tor) sind dafür verantwortlich, dass Rentenanpas-
sungen im Vergleich zur Lohnentwicklung geringer 
ausfallen als vor den Reformen 2001. Die Bundesre-
gierung gibt auf Basis von Modellrechnungen (mitt-
lere Lohn- und Beschäftigungsvariante) für 2013 
ein Nettorentenniveau vor Steuern von 48,9 Pro-
zent an. Im Jahr 2003 lag dieser Wert noch bei rund 
53 Prozent. Seit 2004 gilt ein Nettorentenniveau 
von 46 Prozent vor Steuern im Jahr 2020 und von 
43 Prozent netto vor Steuern im Jahr 2030 als 
Schwelle, ab der die Bundesregierung eingreifen 
muss. Die beiden festgelegten Grenzwerte beschrei-
ben somit keine automatischen Untergrenzen für 
die Renten. Es ist lediglich so, dass die Bundesregie-
rung im Falle, dass die Renten unter die Schwellen 
sinken „Vorschläge für geeignete Maßnahmen“ an 
den Gesetzgeber übermitteln muss.

Eigentlich sollte die so geschaffene Lücke durch eine 
private und staatlich geförderte Altersvorsorge ge-
schlossen werden, was jedoch nicht einmal im An-
satz erfolgt ist. Die 2007 eingeführte Erhöhung des 
Renteneintrittsalters ist ebenfalls in diesem Zusam-
menhang zu nennen. Sie führt in vielen Fällen zu 
hohen Abschlägen, die nicht immer aus freien Stü-
cken in Kauf genommen, sondern gerade im Falle 
einer Erwerbslosigkeit auch erzwungen werden.

Die vollen Erwerbsminderungsrenten sind auf ein 
Maß abgesunken, das kaum noch vertretbar ist. Die 
Leistung erhält, wer die allgemeine Wartezeit von 
fünf Jahren erfüllt, in den letzten 60 Monaten vor 
Erwerbsminderung 36 Monate lang Pflichtbeiträge 
eingezahlt hat und weniger als drei Stunden (volle 
Erwerbsminderung) pro Tag erwerbsfähig ist. Eine 
Vergrößerung der Lücke zwischen Erwerbsaustritt 
und berechnetem Renteneintritt hat hier zu einer 
drastischen Absenkung der Renten geführt. Die 
durchschnittliche Höhe der Rente wegen Erwerbs-
minderung insgesamt lag 2012 nach Angaben der 
Deutschen Rentenversicherung Bund für Neuzugän-
ge bei 607 Euro im Monat (netto vor Steuern). Damit 
liegen diejenigen, die Erwerbsminderungsrenten 
neu beziehen, im Durchschnitt 100 Euro unter dem 
Wert der Grundsicherung im Alter (2012: 707 Euro). 
Wie Börsch-Supan et al. (2013: 25) anmerken, ist 
dies besonders prekär, weil die Bezieher/innen „[…] 
eingeschränkt sind, durch Arbeit ihre finanzielle Si-
tuation zu verbessern.“ Armut ist daher bei Er-
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werbsminderungsrentner/innen besonders wahr-
scheinlich.

Dramatisch verschärft wird der Abstieg in die Armut 
durch den übereilten Verweis Versicherter an die Er-
werbsminderungsrente. Vielen Versicherten werden 
wenige Tage nach einem „Schadensfall“/einer Er-
krankung die sicher geglaubten Ansprüche gegen 
den Arbeitsgeber (Lohnfortzahlung) und gegen die 
Krankenkasse (Krankengeld) durch Entzug der „Ge-
staltungsfreiheit“ (§ 51 SGB V) gestrichen. Durch den 
unmittelbaren Zugang in die Erwerbsminderungs-
rente, werden die Ansprüche noch weiter gekürzt als 
dies nach abgelaufener Lohnfortzahlung und nach 
Ende des Krankengeldbezugs der Fall wäre. Ohne je-
de Mitwirkungsmöglichkeit stürzen Versicherte auf 
das niedrige Niveau die Erwerbsminderungsrente 
ab. Dies hat immer ein erhebliches Absinken des Le-
bensstandards zur Folge. Altersarmut ist eine häufi-
ge Folge. Eine übereilte Zuweisung in die Erwerbs-
minderungsrente belastet nicht nur die Betroffenen. 
Die Rentenversicherung wird oft zu früh mit neuen 
Rentenfällen belastet – zur Entlastung der Arbeitge-
ber und der Krankenversicherung. 

Insgesamt ist bei den Renteneinkommen eine be-
sorgniserregende Entwicklung eingetreten, die auch 
durch die niedrige Inanspruchnahme der Grundsi-
cherungsleistung (rund 3 Prozent) nicht entkräftet 
werden kann. Nach Becker (2012) nehmen rund 
70 Prozent der älteren Leistungsberechtigten die ih-
nen zustehenden Leistungen gar nicht in Anspruch. 
Eine Rolle spielen hier die bei Älteren höhere Scham-
grenze sowie Unkenntnis und die Angst, das Amt 
könne sie zum Umzug zwingen. 

Besonders negative Entwicklung 
in Ostdeutschland

In Ostdeutschland sind die sich abzeichnenden ne-
gativen Entwicklungen besonders dramatisch. Im 
Bestand derjenigen, die heute Renten beziehen, 
zeigt sich dies erst allmählich. Denn die Strukturen 
in der Rente spiegeln noch die Vollzeiterwerbsbio-
grafien in der DDR wider. Daher stehen vor allem die 
Frauen in Ostdeutschland deutlich besser da als 
Frauen im Westen. Dies ist für diejenigen, die nach 
der Wende diskontinuierliche Erwerbsverläufe hat-
ten, jedoch nicht mehr so. Sie müssen damit rech-
nen, Leistungen der Grundsicherung im Alter zu be-
ziehen. Das gilt insbesondere für die Menschen, die 

mehrere Jahre im SGB II-Leistungsbezug verbracht 
haben. Die hohe SGB II-Quote in ostdeutschen Bun-
desländern führt daher zu vorprogrammierter Al-
tersarmut. Die generell schlechte Arbeitsmarktlage 
ergibt zusammen mit der oben skizzierten Absen-
kung des Rentenniveaus eine fatale Situation in ei-
nigen Regionen des Ostens.

Im Ergebnis wird die gesetzliche Rente für die Meis-
ten derjenigen, die ab Ende der 2020er Jahre in 
Rente gehen, unter der Grundsicherung liegen. Hin-
zu kommt, dass anders als im Westen funktionieren-
de Ehen kaum davor schützen können, da auch die 
Partner/innen häufig lediglich Ansprüche unterhalb 
der Grundsicherung haben. Betriebsrenten, private 
Vorsorge, Erbschaften oder Immobilienvermögen 
sind im Osten kaum vorhanden. Negativ wirkt sich 
hier besonders der Umstand aus, dass die Beziehe-
rinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II seit Ja-
nuar 2011 nicht mehr in der gesetzlichen Renten-
versicherung versichert sind. 

Benachteiligung von Frauen im 
Erwerbs leben und in der sozia-
len Absicherung
Frauen stellen ebenfalls eine Gruppe dar, die sich 
nicht auf eine auskömmliche Alterssicherung ver-
lassen kann – und das, obwohl gerade sie häufig 
besonders viel für die Gesellschaft getan haben. In 
Westdeutschland werden die Problemlagen immer 
deutlicher sichtbar. Heutige Rentnerinnen folgten 
vielfach dem in der Nachkriegszeit gängigen klassi-
schen Familienmodell und arbeiteten als Hausfrau-
en, ohne dabei eigenes Einkommen zu erzielen. 
Frauen, die neben der Betreuung von Kindern und 
der Pflege von Angehörigen noch kleinere Jobs an-
genommen haben, erreichen oft nur über die Hin-
terbliebenenrente ein ausreichendes Einkommen. 
Letztlich ist diese Konstellation nur so lange armuts-
vermeidend, wie die familiäre Lage stabil bleibt. Ge-
nau dies ist jedoch in einer Gesellschaft mit hoher 
Lebenserwartung, immer unsichereren Arbeits-
märkten, zunehmend instabilen Partnerschaften 
und dem im Unterhaltsrecht geltenden Grundsatz 
der Eigenverantwortung immer ungewisser. Tren-
nungen sind für Frauen trotz Unterhalt und Vermö-
gensaufteilung oft mit Armutslagen im Alter verbun-
den. Grabka et al. (2013) belegen, dass die Vermögen 
der Männer in Ehen im Durchschnitt 33 000 Euro 
über den Vermögen der Frauen liegen. Zwar wird das 
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Vermögen im Falle einer Scheidung geteilt, aller-
dings haben Männer in aller Regel schon vor der 
Hochzeit deutlich mehr Vermögen angesammelt, 
das beim Zugewinnausgleich nicht geteilt wird.

Entgegen der Erwartungen nimmt die Abhängigkeit 
der Frauen von Männern in Bezug auf ihre Absiche-
rung im Alter nicht ab. Simonson et al. (2012) zei-
gen, dass die Hausfrauentätigkeit zwar schon bei 
den Babyboomer-Jahrgängen zurückgeht – jedoch 
nur zugunsten von Teilzeittätigkeit. Frauen, die die 
meiste Zeit ihres Erwerbslebens Vollzeit arbeiten, 
werden sogar seltener. Ein Anstieg wird vor allem 
bei den diskontinuierlichen Erwerbsverläufen – ge-
rade in Ostdeutschland – verzeichnet. Und auch ei-
ne vom Bundesfamilienministerium in Auftrag ge-
gebene Studie bestätigt, dass Frauen in Minijobs 
„gefangen“ bleiben, da daraus fast nie reguläre Be-
schäftigung entstünde (BMFSFJ 2013). Vor allem 
Ehefrauen würden in Minijobs arbeiten, weil die in-
stitutionalisierten Anreizstrukturen wirken, wie die 
beitragsfreie Mitversicherung in der Krankenkasse 
des Partners sowie die Befreiung von Steuern und 
Sozialabgaben. 

Darüber hinaus bekommen Frauen deutlich weniger 
Gehalt als Männer. Hier spielen u.a. die niedrigen 
Lohnstrukturen in den klassischen Frauenberufen 
eine Rolle. Aber auch wenn sie die gleiche Arbeit 
verrichten, verdienen Frauen im Durchschnitt 
22 Prozent weniger Geld als Männer. Der Lohnun-
terschied steigt noch mit zunehmender Berufstätig-
keit. Hinzu kommen die Lohneinbußen von Frauen 
durch geburtsbedingte Erwerbsunterbrechungen, 
welche allein anhand der berechneten Lohnsumme 
bis zum 46. Lebensjahr zu einem sogenannten 
Career Wage Gap von 20,68 Prozent führen (vgl. Boll 
2011).

Unabhängig davon ist immer wieder darauf hinzu-
weisen, dass sich die über staatliche Anreizsysteme 

geförderte Benachteiligung von Frauen im Erwerbs-
leben bis ins hohe Alter niederschlägt. Über 50-Jäh-
rige Frauen, die sich trennen, sind somit insgesamt 
schlecht abgesichert. Haben sie Kinder, wird das 
Geburtsdatum entscheidend. Erst für ab 1992 gebo-
rene Kinder werden drei Jahre Erziehungszeiten an-
gerechnet. Ist das Kind vor 1992 geboren, können 
sie nur ein Jahr geltend machen. Hier sieht der Ent-
wurf eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leis-
tungsverbesserungsgesetz) Verbesserungen vor 
(Stand: 15.1.2014). Die Kindererziehungszeiten für 
Kinder, die vor 1992 geboren wurden, sollen um ei-
nen Entgeltpunkt bessergestellt werden. Allerdings 
führen die noch immer unterschiedlichen Renten-
werte in Ost und West zu differierenden Absicherun-
gen. Die Ungleichbehandlung der Kindererzie-
hungszeiten wird in der nachfolgenden Tabelle zum 
Ausdruck gebracht.

Das Prinzip der solidarischen und dynamischen 
Rentenversicherung ist dazu geeignet, die beste-
henden und sich abzeichnenden Probleme zu lösen. 
Die Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung 
war und ist daher die Kernforderung der AWO in die-
sem Zusammenhang. So sind die Eckpunkte in erster 
Linie auf eine leistungsfähige gesetzliche Renten-
versicherung ausgerichtet, deren weitere Aushöh-
lung aufzuhalten ist und in der das Sicherungsziel 
einer lebensstandardsichernden Rente wieder den 
Vorrang bekommt. Die Prämisse, dass Menschen, die 
ihr Leben lang viel gearbeitet haben, auch im Alter 
auf eine lebensstandardsichernde Rente bauen 
können, ist unverzichtbar. Die Rentenversicherung 
kann dies leisten und hat sich in dieser Hinsicht be-
reits lange bewährt. Dass im Zusammenhang mit 
den fälligen Rentenreformen auch die rentenrecht-
liche Stellung der Empfänger/innen von SGB II-Leis-
tungen wieder zu stärken ist, gehört ebenfalls zum 
Forderungskatalog der AWO.

Rentenrechtliche Absicherung von Kindererziehung (für 1 Kind)

Geboren vor 1992
(1 Entgeltpunkt)

Geboren nach 1991 
(3 Entgeltpunkte)

Differenz /Monat

West 28,14 Euro 84,42 Euro rd. 56 Euro

Ost 25,74 Euro 77,22 Euro rd. 52 Euro

Differenz O – W mtl. 2,40 Euro 7,20 Euro

Aktuelle Werte ab 1.7.2013
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Das Prinzip der paritätischen Finanzierung ist wieder 
zu stärken. Es war und ist Voraussetzung für eine so-
lide Rentenpolitik. Zusätzliche Absicherungen kön-
nen durchaus eine sinnvolle Ergänzung sein. Die 
Rentenkürzungspolitik der letzten Jahre mit Verweis 
auf eine zusätzliche, kapitalgedeckte Versicherung 
ist für die AWO jedoch nicht weiter tragbar. Die Ries-
terrente ist in ihrer jetzigen Form gescheitert, sowohl 
im Hinblick auf ihre Reichweite als auch im Hinblick 
auf ihre Renditen. Die Alterssicherung zunehmend 
auf kapitalgedeckte Versicherungen zu stützen ist 
deswegen grundsätzlich der falsche Weg. Klar ist: 
Ohne echte Arbeitsmarktreformen wird jedes Ren-
tenkonzept ins Leere laufen. Eine gute Rente basiert 
auf einer soliden Erwerbsbiografie.

Arbeitsmarktreformen

Reformen am Arbeitsmarkt sind eine Kernforderung 
der AWO, denn die derzeitigen Bedingungen führen 
dazu, dass viele Menschen im Alter unzureichend 
abgesichert sind. Die AWO unterstützt daher die Um-
setzung eines flächendeckenden Mindestlohns, die 
durch das Tarifautonomiestärkungsgesetz (Stand: 
19.3.2014) von der Bundesregierung auf den Weg 
gebracht wurde. Sie fordert darüber hinaus die Ein-
dämmung von Minijobs, Zeitarbeit und sachgrund-
losen Befristungen sowie ein Maßnahmebündel zur 
Schließung der Entgeltlücke zwischen Männern und 
Frauen. Dazu gehören verbindliche Entgeltgleich-
heit und eine Stärkung der Tarifverträge.

Zudem sind Maßnahmen zu ergreifen, die lohnab-
hängige Beschäftigung bis zum Alter von 67 Jahren 
ermöglichen. Hier ist eine Verstärkung der betriebli-
chen Weiterbildungsaktivität dringend geboten, die 
nach wie vor unzureichend ist und sich sehr häufig 
nicht auf ältere Arbeitnehmer/innen erstreckt. Pas-
sende Bildungsmaßnahmen sowie betriebliche Ins-
trumente der Gesundheitsförderung sind auszu-
bauen. Grundsätzlich sind derartige innerbetrieb-
liche Maßnahmen von den Betrieben selbst zu fi-
nanzieren. Bundesprogramme (z. B. WeGeBAU) kön-
nen jedoch dazu beitragen, dass derartige Initiati-
ven ergriffen und die Rolle von Betriebsräten in die-
sen Prozessen gestärkt werden (siehe Adamy 2012).

Arbeitsmarktpolitik stärken

Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um die zuletzt 
stark reduzierten Bemühungen auf dem Gebiet der 
Arbeitsmarktpolitik wieder zu stärken. Das gilt gera-
de für den Bereich der Grundsicherung, in dem viele 
Menschen seit Jahren im System verharren. Der Ein-
gliederungstitel zum SGB II ist wieder auf das Niveau 
von 2010 zu erhöhen. Nur eine nachhaltig finan-
zierte Arbeitsmarktpolitik ermöglicht nachhaltige 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen 
im Interesse der Erwerbslosen. Die Instrumente sind 
zudem so auszubauen, dass ein sozialer Arbeits-
markt möglich ist. Die AWO hat dazu ein mehrstufi-
ges durchlässiges Konzept entwickelt, das die drin-
gend nötige Betreuung und Coaching-Elemente 
vorsieht. Auch die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege spricht sich dafür aus (Bro-
schüre zum Sozialen Arbeitsmarkt, abrufbar unter: 
awo-informationsservice.org).

Dringend erforderlich sind auch Investitionen in das 
so genannte Übergangssystem zwischen Schule und 
Beruf. Nach Angaben des DGB verharren in der Grup-
pe der 20- bis 34-Jährigen insgesamt 2,21 Millionen 
Menschen ohne Berufsabschluss – Tendenz steigend. 
Besonderes Augenmerk muss auch den „ungenutz-
ten Potentialen“ gelten. Dies schließt Bildungsmaß-
nahmen für Jugendliche ohne berufliche Perspektive 
sowie obdachlose Jugendliche (ca. 24 000), junge 
Flüchtlinge und Nachqualifizierungen für junge Er-
wachsene ohne Ausbildung (1,44 Mio.) ein.

Rentenniveau absichern

Das gesamte System der Rentenversicherung wird 
ins Wanken geraten, wenn ein Großteil derer, die ihr 
Leben lang gearbeitet haben, beim Sozialamt Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter beantragen 
müssen. Schon deswegen ist eine weitere Absen-
kung des Rentenniveaus zu verhindern. Weitere Ein-
schnitte und Kürzungen sind nicht mehr hinnehm-
bar. Ziel der Alterssicherungspolitik muss es sein, 
dass die Versicherten sich auf eine lebensstandard-
sichernde Rente verlassen können. Die Rente muss 
dazu wieder auf jährlichen und lohnorientierten 
Rentenanpassungen basieren. Sicherzustellen ist, 
dass diese Anpassungen mindestens die inflations-
bedingten Wertverluste der Renten auffangen. Die 

II. AWO-Forderungen
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AWO fordert in diesem Zusammenhang eine Strei-
chung der Dämpfungsfaktoren aus der Rentenan-
passungsformel.

In den neuen Bundesländern wäre die Abschaffung 
des Nachholfaktors kostenneutral, da der Aus-
gleichsbedarf bereits ausgeschöpft ist. Die Abschaf-
fung des Nachholfaktors käme den Rentner/innen in 
den alten Bundesländern zugute, da hier noch ein 
Nachholbedarf von 0,46 Prozentpunkten (Stand: 
August 2013) besteht, der mit von der Rentenan-
passung 2014 abgezogen wird.

Vor allem jedoch sind die Streichungen von Riester-
faktor und Nachhaltigkeitsfaktor dazu geeignet, das 
Rentenniveau in etwa auf heutigem Niveau bei 
rund 49 Prozent des durchschnittlichen Jahresent-
gelts zu stabilisieren. Die AWO fordert darüber hin-
aus eine Erhöhung auf ein Rentenniveau von über 
50 Prozent. Der DGB hat vorgerechnet, dass eine 
schrittweise Anpassung der Rentenbeiträge nach 
oben realisierbar wäre – unter der Voraussetzung, 
dass die starre Regel der Beitragssatzsenkung, die 
fällig ist, sobald die Rücklagen der Rentenkasse 
1,5 Monatsausgaben übersteigen, gestrichen wird. 
Wenn heute mit dem Ansparen einer Demografie-
Reserve begonnen wird, ist ein wichtiger Schritt ge-
tan. Allerdings sind weitere Maßnahmen unum-
gänglich, um eine Anhebung auf über 50 Prozent 
netto vor Steuern zu realisieren. Der SoVD hat be-
rechnet, dass eine Rückkehr auf ein Rentenniveau 
von 53 Prozent Mehrkosten in Höhe von 47 Mrd. Eu-
ro pro Jahr zur Folge hätte. Das verdeutlicht die 
Größenordnung und zeigt, in welchem Umfang 
jährliche Rentenanpassungen nach heutiger Sach-
lage notwendig sind.

In diesem Zusammenhang sollte darüber nachge-
dacht werden, welche neuen Wege im Bereich der 
Finanzierung gegangen werden könnten. Denkbar 
ist beispielsweise die Einführung einer Wertschöp-
fungsabgabe im Rahmen der Steuergesetzgebung, 
über die technologieintensive Betriebe besonders 
herangezogen werden und deren Einnahmen in 
Form eines Bundeszuschusses der GRV zugute kom-
men.

Renteneintrittsalter

Solange die Erwerbsbeteiligung der Älteren so nied-
rig ist wie derzeit, ist die „Rente mit 67“ ein Renten-
kürzungsprogramm, weil viele Menschen gezwun-
gen sind, mit höheren Abschlägen ihre Renten-
ansprüche vorzeitig geltend zu machen. Die AWO 
fordert daher, die „Rente mit 67“ so lange auszu-
setzen, bis mindestens 50 Prozent der 60- bis 
64-Jährigen einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung nachgehen. Die Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit hat zuletzt eine Beschäftigungs-
quote für diese Altersgruppe von 29,2 Prozent ge-
messen (Stand: September 2012).

Die AWO fordert zudem flexiblere Übergangsmodel-
le, die frühere Teilrenten ermöglichen, ohne die 
Beitragszahler insgesamt zu belasten. Dazu gehören 
die Schaffung der Möglichkeit, individuelle Zusatz-
beiträge an die Rentenversicherung zu leisten, mit 
denen bei früherem Renteneintritt Abschläge auf-
gefangen werden können sowie die Förderung von 
Zeitwertkonten auf der Basis von Tarifverträgen. 
Zeitwertkonten bieten die Möglichkeit, mittels Ent-
gelt- und/oder Arbeitszeitbestandteilen, Zulagen 
und Sonderzahlungen ein Wertguthaben anzuspa-
ren und zu verzinsen, das in der „Freistellungspha-
se“ als Entgelt ausgezahlt wird. Mit derartigen Inst-
rumenten besteht die Möglichkeit, früher aus dem 
Erwerbsleben auszusteigen oder die letzten Er-
werbsjahre Teilzeit zu arbeiten und trotzdem finan-
ziell abgesichert zu sein.

Generell begrüßt hat die AWO den Entwurf eines Ge-
setzes über Leistungsverbesserungen in der Gesetz-
lichen Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetz) [Stand: 15.1.2014]. Ziel der vorge-
legten Regelung ist es, dass langjährig Versicherte, 
die 45 Beitragsjahre (einschließlich Zeiten der Ar-
beitslosigkeit) erreicht haben, nach vollendetem 63. 
Lebensjahr abschlagsfrei in Rente gehen können. 
Das Zugangsalter, ab dem dies möglich ist, wird par-
allel zur Anhebung des allgemeinen Rentenein-
trittsalters auf das vollendete 65. Lebensjahr ange-
hoben. Die AWO fordert in diesem Zusammenhang 
den Einbezug von Zeiten des ALG II-Bezugs, was 
derzeit nicht vorgesehen ist.
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Den in der Regelung erkennbaren grundsätzlichen 
Gedanken, dass die generelle Anhebung des Ren-
teneintrittsalters auf 67 große Probleme aufwirft 
und für viele Menschen kaum realisierbar ist, be-
grüßt die AWO. Allerdings wird die Regelung dem 
Anspruch, hier Gerechtigkeitslücken zu schließen, 
nur ansatzweise gerecht. Profitieren werden in al-
lererster Linie Männer, die heute um die 60 Jahre alt 
sind und eine lückenlose Erwerbsbiografie aufwei-
sen. Insofern macht das RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetz die generellen Forderungen nach flexi-
blen Übergangsmodellen und Aussetzung der Rente 
mit 67 keineswegs obsolet.

Mehr Anerkennung für Kinder-
erziehungs- und Pflegezeiten

Wer Kinder erzieht oder Angehörige pflegt, erbringt 
Leistungen für die Gesellschaft, die diese auch in Form 
einer eigenen Absicherung im Alter entgelten muss. 
Das ist eine Kernauffassung der AWO. Insofern ist die 
Regelung im Entwurf des RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetzes (Stand: 15.1.2014), dass die renten-
rechtliche „Gerechtigkeitslücke“ zwischen Kindern, 
die vor 1992 und nach 1992 geboren sind, zumindest 
ein Stück weit geschlossen wird, zu begrüßen.

Ziel der Reform ist es, dass für alle, deren Kinder vor 
1992 geboren wurden, die Erziehungsleistung mit 
einem zusätzlichen Entgeltpunkt in der Alterssiche-
rung berücksichtigt werden soll. Zum einen beträgt 
der Abstand zwischen den Anerkennungen von Er-
ziehungszeiten noch immer einen Entgeltpunkt. 
Zum anderen bleibt die Ungleichheit zwischen Kin-
dern in Ost- und Westdeutschland bestehen. Bei 
Kindern, die nach 1992 in den neuen Bundeslän-
dern geboren sind, beträgt die Differenz zum Wert in 
Westdeutschland rund 7,20 Euro monatlich. Vor al-
lem ist im Besonderen auf die Frage der Finanzie-
rung hinzuweisen, die im Entwurf des RV-Leistungs-
verbesserungsgesetzes unzureichend geregelt ist. 
Die Aufwertung der Kindererziehungszeiten ist aus 
Sicht der AWO eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Der Bundeszuschuss sollte daher nicht wie im vorlie-
genden Gesetzentwurf vorgesehen erst 2019 ange-
hoben werden, sondern möglichst zu einem frühe-
ren Zeitpunkt.

Über das RV-Leistungsverbesserungsgesetz hinaus 
sind die Rentenversicherungsbeiträge für Pflegende 
anzuheben, um zu vermeiden, dass pflegebedingte 
Unterbrechungen der Erwerbsarbeit nicht in Alters-
armut münden. Sie sind von der Pflegekasse zu tra-
gen. Die Rentenversicherungsbeiträge sollen sich 
deutlich erhöhen und nach der Pflegestufe richten. 
Mindestens in der höchsten Pflegestufe sollten 
100 Prozent gelten, so dass entsprechend ein Ent-
geltpunkt erreicht wird, was dem Durchschnittsver-
dienst entspricht. Pflegenden sollte über die in 
§ 2 Pflegezeitgesetz (PflegeZG) geregelte kurzzeitige 
Arbeitsverhinderung hinaus der Anspruch auf eine 
berufliche Auszeit oder eine Unterbrechung einge-
räumt werden, der eine geregelte Rückkehr ins Er-
werbsleben garantiert.

Erwerbsminderungsrente

Wie beschrieben sind gerade die Bezieher/innen von 
Erwerbsminderungsrenten zunehmend schlecht 
abgesichert. Problematisch ist hier, dass sie mit ho-
hen Abschlägen rechnen müssen. Hinzu kommt, 
dass ihre letzten Einkommen, die als Berechnungs-
grundlage herangezogen werden, in aller Regel 
niedrig sind. Die Ursachen dafür liegen zum einen 
darin, dass dem Anspruch einer Erwerbsminde-
rungsrente im Regelfall eine längere Krankheitsperi-
ode vorausgeht, die bereits niedrige Einkommen zur 
Folge hatte. Zudem sind die Einkommen in jüngeren 
Berufsjahren ebenfalls niedriger als in den letzten 
Jahren vor dem Renteneintritt. Die negativen Ren-
tenentwicklungen in diesem Bereich sind nicht län-
ger zu akzeptieren. Daher ist die Wiederabsicherung 
des Erwerbsminderungsrisikos durch Leistungsver-
besserungen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung eine Kernforderung der AWO.

Die AWO begrüßt die im RV-Leistungsverbesserungs-
gesetz (Stand: 15.1.2014) vorgesehene längst über-
fällige Anhebung der Zurechnungszeit bei der Er-
werbsminderungsrente zum 1.7.2014 um zwei 
Jahre (von 60 auf 62). Diese Anhebung soll in einem 
Schritt erfolgen und nicht stufenweise, gerade dies 
bewertet die AWOüberaus positiv. Auch die bereits 
im Zuge des Regierungsdialogs Rente als sog. „Güns-
tigerprüfung“ vorgestellte Besserbewertung der Zu-
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rechnungszeit, nach der in den letzten vier Jahren 
vor Eintritt der Erwerbsminderung reduzierte und 
für den Betroffenen oft ungünstige Zeiten nicht mit 
gerechnet werden, ist aus Sicht der AWO uneinge-
schränkt zu begrüßen.

Angesichts der teils dramatischen Lage der Erwerbs-
minderungsrentner/innen – die durchschnittliche 
Höhe der Rente wegen Erwerbsminderung insge-
samt lag im Jahr 2012 nach Angaben der Deutschen 
Rentenversicherung Bund für Neuzugänge bei 
607 Euro im Monat (netto vor Steuern) – fordert die 
AWO allerdings in einem zweiten Reformschritt noch 
weitergehende Reformen und spricht sich für eine 
Abschaffung der 2001 eingeführten Abschläge bei 
den Erwerbsminderungsrenten aus.

Darüber hinaus sind die Zurechnungszeiten noch-
mals zu verändern. Nach dem vorliegenden Entwurf 
werden die Erwerbsminderungsrentner/innen so 
gestellt, als hätten sie bis zum vollendeten 62. Le-
bensjahr weitergearbeitet und Rentenbeiträge ent-
richtet. Diese Altersgrenze ist nach unseren Vorstel-
lungen auf 63 anzuheben. In diesem Alter ist ein 
Altersrentenbeginn möglich und sie markiert nun 
auch das Alter, ab dem nach dem vorliegenden Ent-
wurf ein abschlagsfreier Rentenzugang möglich ist. 
Daher markiert das Alter von 63 eine logische und 
nachvollziehbare Referenzmarke.

Wichtig sind in diesem Zusammenhang weitere Re-
formen, die auch die Grundsicherung bei Erwerbs-
minderung einbeziehen. Erwerbsminderungsrenten 
werden seit 2001 fast immer befristet bewilligt. So 
landen viele erwerbsgeminderte Menschen in Sozi-
alhilfe und SGB II. Eine Fehlsteuerung ist unver-
kennbar: Gerade die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende sollte ausschließlich für die Menschen 
greifen, bei denen eine Chance auf einen Übergang 
in Erwerbsfähigkeit gegeben ist. Wir fordern, die 
Öffnung der Grundsicherung bei Erwerbsminderung 
auch für zeitweise voll erwerbsgeminderte Men-
schen. Darüber hinaus muss gewährleistet werden, 
dass Versicherte nicht durch zu schnellen Verweis an 
die Erwerbsminderungsrente mehrfach zugunsten 
von Krankenversicherungen und Arbeitgebern An-
sprüche auf Leistungen einbüßt. An der Nahtstelle 
zwischen Krankenversicherung und Rentenversi-
cherung ist die sogenannte „Gestaltungfreiheit“ zu-
künftig nur mit Beteiligung des Betroffenen zu ver-
ändern (§ 51 SGB V ist zu ändern).

Dass das Reha-Budget nach dem RV-Leistungsver-
besserungsgesetz durch die Einführung einer De-
mografiekomponente bedarfsgerecht ausgestaltet 
werden soll, begrüßt die AWO sehr. Das derzeit zu 
knappe Reha-Budget hat bereits negative Folgen im 
Hinblick auf den Zugang zu Reha-Leistungen. Das ist 
auch deswegen problematisch, weil über Reha-
Leistungen Zugänge in Erwerbsminderungsrenten 
vermieden werden können. Die AWO fordert eine 
zeitnahe Evaluation der Demografiekomponente in 
Bezug auf die Frage, ob diese eine bedarfsgerechte 
Ausstattung gewährleistet und den Zugang zu ent-
sprechenden Leistungen in ausreichendem Maße 
ermöglicht.

Ausbau der Rente zur 
Erwerbstätigenversicherung

Zu den wichtigsten Forderungen der AWO gehört die 
Weiterentwicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu einer Erwerbstätigenversicherung, die alle 
gesellschaftlichen Gruppen umfasst. Dabei geht es 
zum einen darum, das perspektivisch durch Einbe-
ziehung derjenigen, die außerhalb der gesetzlichen 
Rentenversicherung abgesichert sind (z.B. Politiker, 
Beamte und Freie Berufe etc.), die Basis der solidari-
schen Sozialversicherung verbreitert wird. Zum an-
deren geht es aber auch um eine dringend gebotene 
bessere Absicherung derjenigen, die kaum Ansprü-
che auf Leistungen im Alter haben (z. B. Soloselbst-
ständige). Mit dieser Gruppe ist der Prozess zu be-
ginnen, wobei die Einbeziehung der o. g. Perso-
nenkreise ebenfalls unverzüglich anzugehen ist. 
Diese betroffenen Menschen würden so eine bessere 
Altersvorsorge erhalten und die Gesetzliche Renten-
versicherung wäre gestärkt.

Mindestsicherung in der 
Rentenversicherung

Wer lange in die Rentenversicherung eingezahlt und 
damit seinen Beitrag zur Absicherung der älteren 
Generation geleistet hat, der sollte ein Rentenein-
kommen erhalten, das diese erbrachten Leistungen 
widerspiegelt. In erster Linie sind die AWO-Forde-
rungen nach wirksamen Reformen am Arbeitsmarkt 
maßgeblich. Diese sollen durch Eindämmung des 
Niedriglohnsektors verhindern, dass Menschen von 
einer solchen Situation betroffen sind. Allerdings 
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entfalten höhere Löhne und eine Ausweitung der 
Erwerbsbeteiligung benachteiligter Gruppen ihre 
Wirkungen nur für die Zukunft. Für diejenigen, die 
nicht mehr von diesen Veränderungen erfasst wer-
den, ist die so genannte Rente nach Mindestein-
kommen zumindest befristet zu verlängern. Hier 
greifen günstigere Berechnungsmodelle. Berechtigt 
sein soll, wer mindestens 35 Beitragsjahre aufwei-
sen kann und eine Rente lediglich unter dem Grund-
sicherungsniveau erreicht. 

Rentenangleichung Ost

Die Lücke zwischen den Rentenwerten in Ost und 
West ist schrittweise zu schließen. Hier folgt die 
AWO dem von ver.di entwickelten Vorschlag eines 
steuerfinanzierten Angleichungszuschlags im Stu-
fenmodell. Dieses Modell, das ohne Veränderun-
gen der Rentenformel auskommt, sieht vor, dass 
der Aufholprozess systematisch beschleunigt wird 
ohne dabei die Beitragszahler zu belasten (Kersch-
baumer 2013).

Rentenfreibetrag in der 
Grundsicherung

Damit sich Vorsorge in jedem Fall lohnt, schließt sich 
die AWO den Forderungen nach Rentenfreibeträgen 
in der Grundsicherung im Alter an. Nach geltendem 
Recht wird jedes Einkommen auf die Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung angerech-
net, so dass Viele gar nicht von ihren Rentenein-
künften profitieren. Das Rentenfreibetragsmodell 
wirkt dem entgegen. So wird auch die Gerechtig-
keitslücke geschlossen, dass diejenigen, die gar 
nicht oder kaum gearbeitet haben, über die Grund-
sicherung im Alter dieselben Einkünfte erzielen wie 
diejenigen, die eigene Renteneinkommen knapp 
unterhalb der Grundsicherung erwirtschaftet ha-
ben. Eine Ausweitung der Freibeträge auf Einkünfte 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung würde si-
cherstellen, dass alle, die durch Erwerbsarbeit Vor-
leistungen aus der Rentenversicherung erwerben 
konnten, Alterseinkünfte oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus haben. 

Die AWO schließt sich dem Vorschlag an, die ersten 
100 Euro vollständig freizustellen. Danach würden 
zwischen 100 und 200 Euro um 50 Prozent abge-

schmolzen und zwischen 200 und 200 Euro um 
75 Prozent. Ein Rentenanspruch von 300 Euro wür-
de so bereits zu Gesamteinkünften von rund 850 Eu-
ro führen.

 Rentenrechtliche Stellung von 
ALG II-Empfänger/innen wieder 
stärken
Nachdem zum 1.1.2011 Rentenzahlungen für Be-
ziehende von Arbeitslosengeld II (ALG II) ersatzlos 
gestrichen worden sind (ausführlich siehe Göbel 
2011), werden Zeiten des ALG II-Bezuges nicht mehr 
als Pflichtbeitragszeiten gewertet. So werden die Al-
tersrenteneinkünfte für die Betroffenen gemindert. 
Vor allem kann während des ALG II-Bezugs kein An-
spruch auf eine Erwerbsminderungsrente erworben 
werden. Durch die Bewertung des ALG II-Bezuges als 
Anrechnungszeit bleibt lediglich ein bestehender 
Anspruch erhalten. ALG II-Bezieher/innen, die vor 
dem Leistungsbezug in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder nicht versichert 
waren (z. B. Hausfrauen, Selbständige, Pflegeperso-
nen) müssen im Falle einer Erwerbsminderung mit 
sehr geringen Einkünften rechnen. Noch gravieren-
der stellt sich die Situation bei den Ansprüchen auf 
Maßnahmen der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation dar: Eine medizinische Rehabilitation 
setzt eine mindestens sechsmonatige Pflichtbei-
tragszahlung innerhalb der letzten zwei Jahre vor 
Antragsstellung voraus. Da keine Rentenbeiträge für 
ALG II-Beziehende gezahlt werden, haben diese so-
mit geringere Aussichten auf Reha-Leistungen. Und 
dies, obwohl gerade dieser Personenkreis aufgrund 
der negativen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit 
verstärkt auf berufliche Rehabilitation angewiesen 
sind. Die AWO fordert deshalb, die Wiedereinfüh-
rung der Übernahme der Rentenversicherungsbei-
träge für SGB II-Leistungsbezieher/innen.

Nach § 12a Satz 2 Nr. 1 SGB II sind Leistungsberech-
tigte ab Vollendung des 63. Lebensjahres verpflich-
tet, vorzeitig eine Rente wegen Alters in Anspruch zu 
nehmen. Die AWO lehnt dies ab, da diese Regelung 
sowohl zu Belastungen der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung als auch zu Abschlägen bei den Altersren-
ten der Betroffenen führt: Zum einen werden die 
Kosten steuerfinanzierter Transferleistungen auf die 
beitragsfinanzierte Sozialversicherungsleistung 
„Rente“ abgewälzt. Zum anderen werden SGB II-
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Leistungsbeziehende zu einem Bezug von Renten-
einkommen mit lebenslangen monatlichen Ab-
schlägen von 0,3 Prozent monatlich gezwungen – 
eine Regelung die Altersarmut forciert. Um langfris-
tige Belastungen durch Abschläge beim Rentenbe-
zug zu vermeiden fordert die AWO, die Verpflichtung 
zur vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente 
im SGB II ersatzlos zu streichen.

Kapitalgedeckte Altersversorgung

Im Hinblick auf eine die gesetzliche Rente ergänzen-
de Altersversorgung ist die AWO generell skeptisch. 
Kapitalgedeckte Vorsorgeprodukte sind mit hohen 
Risiken behaftet und versprechen nur geringe Ren-
diten. Zudem sind sie übermäßig teuer und bieten 
in der Regel keinen Schutz vor Erwerbsminderung 
oder für Hinterbliebene. Im Gegensatz zur Gesetzli-
chen Rentenversicherung gibt es keine solidarischen 
Ausgleichsmechanismen: Zeiten von Ausbildung, 
Erziehungszeit und Pflege von Angehörigen werden 
grundsätzlich nicht anerkannt, Inflationsausgleiche 
gibt es nicht.

Die AWO setzt daher konsequent auf die solidarische 
und dynamische Rentenversicherung und ist gene-
rell gegen eine Ausweitung der kapitalgedeckten Al-
tersversorgung. Allerdings sind die kapitalgedeckten 
Altersversorgungssysteme, insbesondere Betriebs-
rente und Riesterrente, ein Fakt und Teil der Alterssi-
cherungsstrategien vieler Menschen in Deutschland. 
Dies lässt sich nicht einfach umkehren, will man 
nicht Schaden für die Millionen Menschen anrich-
ten, die sich auf ihre private Altersversorgung als Er-
gänzung zu ihrer gesetzlichen Rente verlassen.

Um hier für die künftigen Rentner/innen etwas zu 
erreichen, sieht die AWO im Modell der betrieblichen 
Altersversorgung eine generelle Präferenz gegen-
über der Riesterförderung. Die AWO unterstützt Ver-
besserungsvorschläge, die auf Leistungsverbesse-
rungen für die Anspruchsberechtigten abzielen. 
Kernforderung ist hier, dass wieder Beiträge für die 
gesetzliche Rentenversicherung abgeführt werden, 
also die Beiträge für die Gesetzliche Rentenversiche-
rung aus der Sozialversicherungsfreiheit herausge-
nommen werden. Die Beiträge werden so paritätisch 
finanziert. 

Die staatlich geförderte Riesterrente hat hochprob-
lematische Effekte. Für die meisten Menschen sind 
nach Angaben der Verbraucherzentralen Grundla-
gen und Mechanismen der Märkte sowie die gelten-
den Regeln der staatlich geförderten Altersvorsorge 
vollkommen undurchschaubar. Vertriebstests zei-
gen zudem, welche Schäden dadurch entstehen, 
dass Berater die Produkte verkaufen, die ihnen die 
höchste Provision einbringen. Das sind eben nicht 
immer die Produkte, die auch den größten Nutzen 
für die Kunden haben (siehe dazu zahlreiche Veröf-
fentlichung der Verbraucherzentralen und der Stif-
tung Warentest). Konsequente Reformen in Richtung 
einer höheren Transparenz wären zum Nutzen sehr 
vieler Menschen in Deutschland.

Ungeachtet dessen kann die kapitalgedeckte Alters-
versorgung nur eine Ergänzung der GRV sein und 
keine Kompensation. Daher legt die AWO ihren 
Schwerpunkt auf die Sicherung und Verbesserung 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Wenn die po-
litischen Rahmenbedingungen richtig gewählt sind, 
bietet sie den Menschen in Deutschland ein hohes 
Maß an Solidarität – und an Sicherheit im Alter.
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